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Steigende Energiekosten bei Tragern arbeits-
marktpolitischer sowie aus- und
weiterbildungspolitischer MaRhahmen

Antragsteller: Berlin, Bremen, Hessen,
Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt,
Schleswig-Holstein, Thiiringen

Die ASMK hat einstimmig beschlossen:

Die ASMK bittet die Bundesregierung bei den geplanten Entlastungen der Unternehmen von
hohen Energiekosten auch die Unterstiitzung auRerschulischer und Uberbetrieblicher Bil-
dungseinrichtungen mit Angeboten zur allgemeinen und beruflichen Aus- und Weiterbildung
oder Arbeitsmarktprojekten vorzusehen. Nach dem Vorbild der damaligen Corona Soforthil-
fen sollten diese Unternehmen wunabhdngig von ihrer Rechtsform auch von
Unterstitzungsleistungen profitieren kénnen, die sich vornehmlich an Wirtschaftsunterneh-

men richten.



	Steigende Energiekosten bei Trägern arbeitsmarktpolitischer sowie aus- und weiterbildungspolitischer Maßnahmen
	Antragsteller: Berlin, Bremen, Hessen,                    Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt,                     Schleswig-Holstein, Thüringen


